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Medieninformation 
 

Juristische Ausbildung zwischen Staatsexamen, Praxisnähe und neuen 

Kompetenzen 
 

Abteilung „Juristische Ausbildung“: Judith Brockmann, Zora Machura, 

Alexander Steinbrecher und Ann-Marie Wolff stellen Reformvorschläge 

vor. 

 

Erfurt, den 16. September 2026 – „Juristinnen und Juristen bilden 

das Rückgrat der Demokratie“, so leitete die Vorsitzende der Abteilung 

„Juristische Ausbildung“ des 75. Deutschen Juristentages, Präsidentin 

des Oberlandesgerichts Celle Stefanie Otte, die Vorstellung der 

Fachreferate ein. Eine Befassung mit der juristischen Ausbildung sei 

insofern unausweichlich. Entsprechend deutlich wurde in den 

Referaten der Reformbedarf benannt. Über Weg und Ausmaß der 

notwendigen Veränderungen gingen die Vorstellungen allerdings 

auseinander. 

 

Als Gründe für den Reformbedarf wurden insbesondere steigende 

Abbruch- und Durchfallquoten sowie veränderte Anforderungen an die 

juristische Ausbildung genannt. Auch die Resilienz der Demokratie, 

gesellschaftliche Veränderungen und die fortschreitende 

Digitalisierung wurden thematisiert. Gemeinsam ist den Referaten 

insbesondere die Forderung, die Stofffülle zu überprüfen, 

Kompetenzen stärker in den Mittelpunkt zu rücken und die Ausbildung 

besser an die praktische Wirklichkeit und digitale Anforderungen 

anzupassen. 

 

Während Prof. Dr. Judith Brockmann und Studentin Zora Machura für 

eine grundlegende, wissenschaftlich und empirisch fundierte 
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Weiterentwicklung der juristischen Ausbildung eintreten, legt 

Syndikusrechtsanwalt Dr. Alexander Steinbrecher ein weitreichendes, 

praxis- und zukunftsorientiertes Reformkonzept für Studium, 

Referendariat und Prüfungen vor. Er fordert dabei unter anderem eine 

„komplette Neugewichtung“ der Ausbildung bei Beibehaltung des 

zweistufigen Ausbildungssystems. Präsidentin des Hanseatischen 

Oberlandesgerichts Ann-Marie Wolff spricht sich demgegenüber für 

maßvolle Veränderungen bei grundsätzlicher Beibehaltung des 

Einheitsjuristen und der Staatsprüfung aus. Kritik an der 

Pflichtfachprüfung als staatliche Prüfung wurde vereinzelt 

vorgebracht. Bei allen unterschiedlichen Reformansätzen betonte der 

Gutachter Prof. Dr. Krüper den gemeinsamen Entwicklungsprozess: 

„Niemand hat die Absicht, eine schlechte Juristenausbildung zu 

organisieren.“  

 

Damit liegen nach der ersten Vorstellung der Fachreferate sowohl 

gemeinsame Ausgangspunkte als auch offene Grundsatzfragen auf dem 

Tisch: Wie weit soll die Stoffreduktion gehen? Wie stark soll die 

Ausbildung auf die konkrete Berufspraxis ausgerichtet werden? Und 

welche Rolle soll das Staatsexamen künftig spielen? Die 

unterschiedlichen Ansätze bilden damit den Ausgangspunkt für die 

weitere Befassung mit der Zukunft der juristischen Ausbildung. 


